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Staat und Recht im Imperialismus
Projekt eines Arbeitsgesetzbuchs der BRD 
gescheitert
Prof. Dr. habil. FRITHJOF KUNZ,
Leiter des Lehrstuhls Arbeitsrecht
der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR

In der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“, einer namhaf­
ten Tageszeitung der BED, erschien am 24. Oktober 1981 
ein Beitrag, von Prof. Dr. B. - R ü t h e r s  (Universität 
Konstanz) unter der Überschrift „Das stille Begräbnis 
einer Kommission / Zur Abdankung des Gesetzgebers im 
Arbeitsrecht“. Anlaß dieses Aufsatzes ist die Tatsache, daß 
der Bundesminister für Arbeit im Juni 1981 die Ende 1970 
von der Bundesregierung berufene Sachverständigenkom­
mission zur Ausarbeitung des Entwurfs eines Arbeitsge­
setzbuchs der BRD aufgelöst hat. Rüthers, der zu den füh­
renden Arbeitsrechtswissenschaftlern der BRD gehört1, 
war selbst Mitglied dieser Kommission. Sein Abgesang auf 
das Scheitern eines „vollmundig verkündeten Reformpro­
jekts“2 verdient Beachtung.

Zum politischen Gewicht einer arbeitsrechtlichen 
Kodifikation in der BRD

Die Geschichte des Arbeitsgesetzbuch-Projekts — die Ge­
burt der Sachverständigenkommission, ihr Wirken wie ihr 
Dahinwelken und schließliches Verscheiden — ist auf­
schlußreich. Sie läßt — was Rüthers freilich verschweigt — 
erkennen, daß dieses Projekt maßgeblich durch die Realität 
des Arbeitsrechts der DDR und seine vorbildliche Kodifi- 
zierung herausgefordert worden war. Im Jahre 1972 hatte 
Prof. Dr. Th. R a m m  (Universität Gießen) dies deutlich 
ausgesprochen: Die BRD mußte sich seiner Ansicht nach 
gerade wegen der DDR der „politischen Entscheidung über 
ihre Gesellschaftsordnung stellen — und hierzu gehört die 
Kodifikation des Arbeitsrechts. Wird die Ablehnung der 
Kodifikation geistesgeschichtlich eingeordnet, so heißt dies, 
daß der Liberalismus zu einer Kodifikation des bürger­
lichen Rechts fähig war und der Sozialismus das Arbeits­
recht zu kodifizieren vermag .. .“3

Das Arbeitsrecht im Kapitalismus — wie kaum ein 
anderer Rechtszweig Gegenstand harter Klassenauseinan­
dersetzung — zielt als ein wichtiges Instrument des bürger­
lichen Staates darauf ab, dem Kapital günstige Verwer­
tungsbedingungen zu sichern. Mit seiner Ausgestaltung 
versucht das Monopolkapital in der BRD, die Arbeiter­
klasse in das staatsmonopolistische Herrschaftssystem zu 
integrieren, wobei es gezwungen ist, durch soziale Refor­
men und Zugeständnisse den Forderungen der Arbeiter­
klasse und ihrer Organisationen je nach der konkreten 
Klassenkampfsituation in bestimmter Weise Rechnung zu 
tragen. So wird das Arbeitsrecht als ein systemgemäßes 
juristisches Instrumentarium aufgefaßt, „um die vom Ge­
setzgeber erkannten und anerkannten Interessengegensätze 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern im Arbeits­
leben durch Bindung an bestimmte Verfahrensweisen 
(staatliche Schutzgesetze, Kollektivverträge, Schlichtungs­
vereinbarungen, Arbeitskämpfe) zu kanalisieren“.4 Auch 
Rüthers geht davon aus: ................. die systemkonforme Institu­
tionalisierung und Stabilisierung der notwendigen Kon­
flikte im Arbeitsleben ist Aufgabe des modernen Arbeits­
rechts“ .5 *

Von dieser Funktionsbestimmung des Arbeitsrechts her 
wird das politische Gewicht des Plans einer arbeitsrecht­
lichen Kodifikation offensichtlich. Die herrschenden Kreise 
der BRD waren sich darüber im klaren, daß ein umfassen­
des Arbeitsgesetzbuch die von der Arbeiterklasse und ihren 
Organisationen erkämpften sozialen und politischen Rechte

festschreiben und die Werktätigen in die Lage versetzen 
würde, sich mit ihren Rechten besser vertraut zu machen 
und diese wahrzunehmen. Diese Rechte könnten dann nur 
unter den Augen der Öffentlichkeit durch Gesetzesände­
rung verschlechtert oder beseitigt werden. Das könnte 
dann nicht mehr vergleichsweise unauffällig und nötigen­
falls Stück um Stück, Tarifgebiet für Tarifgebiet im Zu­
sammenhang mit Neuabschlüssen von Tarifverträgen er­
folgen.

Eine umfassende Kodifizierung des Arbeitsrechts mußte 
die herrschenden Kreise der BRD auch befürchten lassen, 
daß die Werktätigen neue, weitergehende Rechte fordern 
würden, z. B. die gesetzliche Verankerung des Rechts auf 
Arbeit und wirksame Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit, die betriebliche und überbetriebliche Mit­
bestimmung, den weiteren Ausbau der gesetzlichen Sozial­
versicherung.

Schließlich lag es auf der Hand, daß ein einheitliches 
Arbeitsgesetzbuch das in der BRD weit verbreitete Rich­
terrecht, d. h. das Wirken der Gerichte als eine Art Not­
gesetzgeber, einschränken würde.

Es ist also durchaus im Sinne der herrschenden Klasse 
der BRD, das Arbeitsrecht zersplittert, unübersichtlich, 
lückenhaft und für die Arbeiter kaum handhabbar zu hal­
ten. Bereits K. P. G o r s c h e n i n  hat nachgewiesen, „daß 
ein Staat, je demokratischer er ist, desto mehr an einer 
exakten und den Massen verständlichen Gesetzgebung 
interessiert ist. Und umgekehrt, je weniger demokratisch 
ein Staat ist, desto verschwommener sind die Formulie­
rungen der Gesetze und desto verworrener ist das System 
der Gesetzgebung “.6

Viele Jahre lang war deshalb in der BRD von einer 
Kodifizierung des Arbeitsrechts nicht die Rede. Zwar 
konnte die SPD in ihrem Godesberger Grundsatzprogramm 
von 1959 nicht umhin, die Forderung nach Vereinheitli­
chung des Arbeitsrechts in. der BRD zu erheben, aber erst 
zehn Jahre später, am 28. Oktober 1969, hieß es in der 
Regierungserklärung der ersten SPD/FDP-Regierungs- 
koalition: „Die Bundesregierung ... wird das unübersicht­
lich gewordene Arbeitsrecht in einem Arbeitsgesetzbuch 
zusammenfassen.“ 7

Zu jener Zeit war das erste Arbeitsgesetzbuch der DDR, 
das GBA vom 12. April 1961, bereits über acht Jahre in 
Kraft und wirkte als sichtbares Zeugnis des Schöpfertums 
der Arbeiterklasse und ihres sozialistischen Staates auch 
auf das Bewußtsein der Werktätigen in kapitalistischen 
Ländern.

Das Schicksal des AGB-Projekts

Am 3. November 1970 berief der damalige Bundesminister 
für Arbeit eine Sachverständigenkommission, der 7 Pro­
fessoren der Rechtswissenschaft, 3 Richter der Arbeitsge­
richtsbarkeit, 2 Ministerialbeamte aus Bundesländern,
4 Angehörige des DGB,. 1 Vertreter der Angestelltenge­
werkschaft DAG, 4 Vertreter der Untemehmerverbände
und 1 Vertreter des „öffentlichen Arbeitgebers“ (Bundes­
innenministerium) angehörten. Der Kommission wurde die 
Aufgabe gestellt, „das heute verstreut und uneinheitlich 
geregelte Arbeitsrecht nach einheitlichen Leitlinien zusam­
menzufassen, es der Entwicklung unserer Arbeitswelt an­
zupassen und es vor allem überschaubarer und verständ­
licher zu machen“.8

Bezeichnend war, daß man mit dem Arbeitsrechtswis­
senschaftler Prof. Dr. W. H e r s c h e l  einen Vorsitzenden 
einsetzte, der der Idee der Kodifikation des Arbeitsrechts 
schon immer skeptisch gegenüberstand.9

Nach ihrer Bildung hörte man lange nichts mehr von 
der Kommission. Sie beriet vertraulich, konzentrierte


